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Brauchen wir eine Reform  
des RSA?
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Der morbiditätsorientierte Risikostrukturausgleich 
(Morbi-RSA) war noch nie so zielgenau wie heute. 
Brauchen wir tatsächlich kurzfristig eine RSA-
Reform? Richtig ist sicher, nicht nachzulassen im 
Bemühen, den RSA perspektivisch noch zielgenauer 
auszugestalten. Auf Schnellschüsse hingegen 
sollte aus guten Gründen verzichtet werden.

Der morbiditätsorientierte Risikostruk-
turausgleich (Morbi-RSA) war noch nie 
so gut wie heute. Diesen Fakt muss man, 
gerade in Zeiten hitziger Diskussionen 
um das Ausgleichssystem, immer wieder 
betonen. Der deutsche Risikostruktur-
ausgleich (RSA) wurde in den letzten 
Jahren, vor allem durch Einführung 
der direkten Morbiditätsorientierung, 
kontinuierlich weiterentwickelt und 
kann auch im internationalen Vergleich 
gute Ergebnisse bei der Zielgenauigkeit 
vorweisen. Mittlerweile werden diese 
Fakten oft verdrängt, der RSA wird als 
Reformbaustelle dargestellt. Das liegt 
vor allem daran, dass nach sechs Jah-
ren eines (hohen) einheitlichen Beitrags-
satzes die gesetzlichen Krankenkassen 
durch das GKV-Finanzstruktur- und 
Qualitäts-Weiterentwicklungsgesetz 
(GKV-FQWG) wieder unter Preiswett-
bewerb gesetzt wurden. Jetzt kann sich 
die einzelne Kasse nicht mehr hinter Ein-
heitsbeitrag und Reserven verstecken, 
sondern muss  mit attraktiven Zusatz-
beiträgen um Versicherte werben. Und 
Wettbewerb bedeutet immer auch: Es 
gibt Gewinner und Verlierer. Gegenüber 
der Politik führen die  Kassen ihre finan-
zielle Schieflage jedoch nicht auf unter-
schiedliche Geschäftsmodelle zurück, 
sondern machen den Morbi-RSA dafür 
verantwortlich: Durch seine  angeblich 

falsche Krankheitsauswahl, seine un-
terstellte Präventionsfeindlichkeit, seine 
vermeintliche „Überfrachtung“ durch 
Erwerbsminderungsgruppen oder sei-
nen fehlenden Regionalfaktor erzeuge 
er große Verwerfungen zwischen den 
Kassen, so die Kritiker.  Diese „Unwuch-
ten“ müssten durch eine RSA-Reform 
gestoppt werden. 

Aber brauchen wir tatsächlich kurz-
fristig eine RSA-Reform? Richtig ist, 
nicht nachzulassen im Bemühen, den 
RSA perspektivisch noch zielgenauer 
auszugestalten. Auf Schnellschüsse hin-
gegen sollten wir aus drei guten Gründen 
verzichten:

Erstens, weil der vermeintliche Re-
formdruck allein auf dem Alarmismus 
einzelner Kassenarten basiert. In der 
Hoffnung, sich schnell der finanziellen 
Schieflage eigener Verbandsmitglieder 
zu entledigen, werden interessengeleitete 
Einzelvorschläge propagiert. So geht z.B. 
der Verband der Ersatzkassen in seinem 
Positionspapier rein nach dem Gewinn-
maximierungsprinzip (500 Mio. Euro) 
vor, um die RSA-„Beute“ danach auf 
die Mitgliedskassen nach eigenem Gusto 
zu verteilen. Ein Blick auf die Finanzer-
gebnisse der Ersatzkassen im zweiten 
Quartal 2016  lässt ihre Forderungen 
noch kurioser erscheinen. Denn der vdek 
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Ja zu einer wissenschaftlich 
fundierten Weiterentwicklung des 
RSA – Nein zu Schnellschüssen.

die gesetzgeberischen Ziele des RSA aus 
dem Blick zu verlieren.  Der Morbi-RSA 
soll Risikoselektion verhindern, Wirt-
schaftlichkeitsanreize setzen und den 
Wettbewerb um Qualität fördern. Re-
formen sind an diesen Zielen zu messen. 
Wir als AOK setzen uns für eine funk-
tionale, sachlogische Weiterentwick-
lung des „lernenden Systems“ ein. Die 
Zielgenauigkeit des RSA muss auf der 
Ebene der Versicherten gemessen und 
in dieser Perspektive weiterentwickelt 
werden. Wer eine bessere Versorgung von 
Versicherten anstrebt und nicht nur die 
eigene Kassen(arten)bilanz aufbessern 
will, muss diesen Weg einschlagen und 
stärkt damit die solidarische gesetzliche 
Krankenversicherung insgesamt. 	 n

gige, wissenschaftliche und auf einem 
vollständigen Datensatz aufbauende 
Gesamtevaluation, um mögliche Re-
formoptionen auch in ihren Wechsel-
wirkungen zu evaluieren. Und es gibt ja 

durchaus sinnvolle Weiterentwicklungs-
ideen, die wir in ihrer Wirkung  ana-
lysieren sollten, so z.B. die Aufhebung 
der Krankheitsbegrenzung. 

Drittens sind Schnellschüsse abzu-
lehnen, weil man damit Gefahr läuft, 

hat die höchsten Überschüsse aller Kas-
senarten erzielt und das klingt nicht nach 
„strukturell bedingter Benachteiligung“, 
wie sie im Positionspapier angeprangert 
wird. 

Zweitens müssen Schnell-
schüsse vermieden werden, 
weil es im RSA hohe Inter-
dependenzen gibt. Ich kann 
nicht die Herausnahme 
der Erwerbsminderungs-
gruppen und zeitgleich die 
Veränderung der Prävalenzgewichtung 
fordern, ohne diese Vorschläge in ihrer 
kombinierten Wirkung zu untersuchen. 
Dies wird in der aktuell grassierenden 
„Gutachteritis“ gerne vergessen. Der 
einzig seriöse Weg ist eine unabhän-
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